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I. Einleitung 

Die Fortschreibung des Regionalplans Oberfranken-West im Bereich Windenergie be-

findet sich derzeit in einem umfassenden Beteiligungsverfahren, das sowohl die öffent-

liche Auslegung als auch die Stellungnahmen der Gemeinden einschließt. 

Im Zuge der Umsetzung des Wind-an-Land-Gesetzes, das für Bayern verbindliche Flä-

chenziele von 1,1 % bis 2027 und 1,8 % bis 2032 vorsieht, plant der Regionale Pla-

nungsverband Oberfranken-West die Ausweisung zusätzlicher Vorranggebiete für 

Windenergieanlagen. 

Entgegen der Niederschrift der Sitzung des Regionalen Planungsverbandes Oberfran-

ken West vom Juli 2024, hat sich die Gemeinde Pinzberg zu keinem Zeitpunkt positiv 

oder mit Einverständnis zum geplanten Vorranggebiet 4319 und 4320 geäußert. 

Die Gemeinde Pinzberg nimmt im Rahmen des Beteiligungsverfahrens zur Fortschrei-

bung des Regionalplans Oberfranken-West zu den geplanten Vorranggebieten für 

Windenergienutzung Stellung. Die Gemeinde steht dem Ausbau der erneuerbaren 

Energien grundsätzlich positiv gegenüber und hat sich in der Vergangenheit wiederholt 

konstruktiv an der Energiewende beteiligt. Gleichwohl bestehen aus Sicht der Ge-

meinde erhebliche Bedenken gegen die Ausweisung der Vorrangflächen Nr. 4319 und 

4320 auf dem Lappberg.  

Die Gemeinde Pinzberg bittet darum, die nachfolgend aufgeführten standortspezifi-

schen Belange im weiteren Verfahren angemessen zu berücksichtigen. 

Bereits im Jahr 2013 hat die Gemeinde Pinzberg eine ablehnende Stellungnahme zu 

den geplanten Vorranggebieten Nr. 197 und 200 abgegeben – insbesondere mit Blick 

auf das Landschaftsbild, da das Gebiet als Eingangstor zur Fränkischen Schweiz mit 

dem Naturdenkmal „Walberla“ eine besondere Bedeutung besitzt. (Stellungnahme 

vom 02.09.2013) 

Diese ablehnende Haltung wurde klar und nachvollziehbar begründet – unter anderem 

mit naturschutzfachlichen und landschaftsbezogenen Bedenken sowie dem Hinweis 

auf bereits geleistete Beiträge der Gemeinde zur Energiewende. 

Die Gemeinde bekräftigt ausdrücklich ihre Position aus dem Jahr 2013 (Anlage 

1) und hält auch weiterhin an dieser ablehnenden Stellungnahme fest. Die sei-

nerzeit geäußerten Argumente behalten nach wie vor Gültigkeit und werden 

durch aktuelle Entwicklungen nochmals untermauert.  
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II. Standortbezogene Bedenken 

1. Anschluss an die Energieinfrastruktur und Nähe zum Trinkwasserschutzgebiet 

Nach § 35 BauGB sind Vorhaben im Außenbereich nur zulässig, wenn eine ausrei-

chende Erschließung gesichert ist. Dazu zählt insbesondere auch der Anschluss an 

das Stromnetz. Für Anlagen nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) gilt als 

Voraussetzung die Anbindung an den nächstgelegenen Netzverknüpfungspunkt. 

Im Falle der geplanten Windvorrangflächen ist der nächstgelegene Netzverknüpfungs-

punkt jedoch in erheblicher Entfernung, nahe Hausen – am Pilatushof gelegen. Eine 

Verbindung zum Netzeinspeisepunkt erfordern eine neue Trasse, alternativ einen An-

schluss an ein Umspannwerk, das vor Ort errichtet wird und in eine in der Nähe ver-

laufende Hochspannungstrasse einspeist (Anlage 6). Nach aktueller Kostenschätzung 

belaufen sich die Investitionskosten für den Bau eines Umspannwerkes oder einer 

Trasse auf jeweils ca. 5 Millionen Euro. Diese Kosten beinhalten nicht nur den Bau der 

Leitung selbst, sondern auch die Einholung von Leitungsrechten und die erforderlichen 

Eingriffe in Natur und Landschaft. Insbesondere der Bau eines Umspannwerks würde 

außerdem zusätzlich erheblichen Flächenverbrauch vor Ort bedeuten und die Umge-

bung ökologisch beeinträchtigen. 

Auf formlose Nachfrage bei den Stadtwerken Forchheim bezüglich der Einspeisemög-

lichkeiten, wurde eine derzeitige Netzeinspeisung bereits aufgrund von Kapazitäts-

gründen abgelehnt. 

Sollte eine Realisierung künftig trotzdem möglich sein, steht dieser immense finanzi-

elle Aufwand in keinem Verhältnis zur Wirtschaftlichkeit des Projekts. Aus diesem 

Grund kann nach Auffassung der Gemeinde Pinzberg nicht von einer ausreichenden 

Erschließung im Sinne des § 35 BauGB gesprochen werden. 

Aus ökonomischer, sowie umweltplanerischer Sicht erscheint der Netzanschluss an 

diesem Standort daher nicht als sinnvoll oder nachhaltig. 

Zudem liegen die Vorrangflächen 4319 und 4320 im sensiblen hydrologischen Bereich: 

Sie befinden sich im Einzugsgebiet des Trinkwasserschutzgebiets Kröttental sowie im 

Quellbereich des Herresbachs, der zum Einzugsgebiet des Wasserschutzgebiets der 

Stadt Forchheim gehört. 
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Durch die Errichtung und den Betrieb von Windkraftanlagen in diesen Bereichen be-

stehen potenzielle Risiken für die Qualität des Grund- und Trinkwassers. Während der 

Bauphase können Erdarbeiten, Versiegelung und technische Eingriffe zu Schadstof-

feinträgen (z. B. durch Treibstoffe, Öle oder Betonwasser) führen. Auch im laufenden 

Betrieb sind Einträge durch Materialabrieb (z. B. von Rotorblättern, Bremsanlagen 

oder Korrosionsschutzmitteln) nicht auszuschließen. Diese Stoffe können über Nieder-

schläge in den Boden und schließlich in das Grundwasser gelangen.  

Angesichts der Lage in unmittelbarer Nähe zu empfindlichen Wasserschutz- und 

Quellgebieten ist eine besondere Vorsicht geboten. Jegliche Beeinträchtigung der 

Wasserqualität würde nicht nur das Ökosystem, sondern auch die Trinkwasserversor-

gung der Region gefährden. 

Die Gemeinde Pinzberg lehnt daher die Ausweisung der Windvorrangflächen 

Nr. 4319 und 4320 ab, da sie unter den gegebenen Voraussetzungen als nicht 

erschließbar einzustufen sind.  

Aus wasserwirtschaftlicher und umweltrechtlicher Sicht (gemäß Wasserhaus-

haltsgesetz und Trinkwasserverordnung) ist eine vertiefte hydrogeologische 

Prüfung zwingend erforderlich.  
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2. Auswirkungen auf die Siedlungsentwicklung 

Die Gemeinde Pinzberg sieht in der geplanten Ausweisung des Windvorranggebiets 

eine erhebliche Beeinträchtigung ihrer städtebaulichen Entwicklungsmöglichkeiten. 

Durch die Nähe des Vorranggebiets zu bestehenden und potenziellen Bauflächen dro-

hen Einschränkungen infolge gesetzlicher Abstandsregelungen, Immissionsschutzvor-

gaben (insbesondere Schattenwurf und Lärmemissionen), sowie negativer städtebau-

licher Auswirkungen auf das Ortsbild und die Wohnqualität. 

Konkret betrifft dies die Entwicklungsachse der Kapellenstraße, die im Flächennut-

zungsplan der Gemeinde bereits im Jahr 2000 als künftiges Wohnbaugebiet festge-

schrieben wurde (Anlage 3) und durch den Bebauungsplan Kapellenstraße Ost bereits 

im Jahr 2020 erfolgreich teilweise umgesetzt wurde. Diese Maßnahme steht beispiel-

haft für die nachhaltige und bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung der Gemeinde. 

Weitere Anschlussentwicklungen in diesem Bereich stellen eine zentrale Option für die 

gemeindliche Entwicklung in den kommenden Jahren dar. 

Die mit der geplanten Ausweisung von Windkraftflächen verbundenen Einschränkun-

gen würden die Siedlungsentwicklung faktisch blockieren und auf lange Sicht unmög-

lich machen. Die Auswirkungen der geplanten Windkraftausweisung betreffen nicht nur 

laufende Planungen, sondern auch die langfristigen Entwicklungsperspektiven der Ge-

meinde – insbesondere im Interesse kommender Generationen- über mehrere Deka-

den hinweg. Angesichts der wachsenden Bedeutung des Repowerings in der Wind-

energie ist es unerlässlich, Wohnraumentwicklung und erneuerbare Energien in einem 

ausgewogenen Verhältnis zu betrachten und verantwortungsvoll miteinander zu ver-

knüpfen. 

Durch die Ausweisung des Windvorranggebietes sieht die Gemeinde Pinzberg einen 

schwerwiegenden Eingriff in ihre kommunale Planungshoheit gemäß Art. 28 Abs. 2 

GG. Diese verfassungsrechtlich geschützte Hoheit über die örtliche Bauleitplanung 

darf nicht durch landesplanerische Festlegungen unverhältnismäßig eingeschränkt 

werden. 

Die Gemeinde Pinzberg wird durch die Ausweisung der geplanten Vorrangge-

biete in unzulässiger Weise in ihrem kommunalen Selbstverwaltungsrecht bezo-

gen auf die städtebauliche Leitplanung beeinträchtigt, weshalb sie aus diesem 

Grund die beiden Vorranggebiete ablehnt.  
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III. Umwelt- und Naturschutz 

1. Artenschutzrechtliche und naturschutzfachliche Bedenken 

Östlich und westlich des im Entwurf vorgesehenen Vorranggebiets befinden sich eu-

ropäische Schutzgebiete nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Gebiete). Die 

Gemeinde weist darauf hin, dass gemäß geltenden Empfehlungen ein Mindestabstand 

von mindestens 100 Metern zu diesen Schutzgebieten einzuhalten sind. Eine Über-

schreitung, insbesondere durch Rotorüberhang oder Schattenwurf, wäre mit den 

Schutzzielen des Natura-2000-Netzes nicht vereinbar. 

Darüber hinaus bestehen erhebliche artenschutzrechtliche Bedenken im Hinblick auf 

den Rotmilan (Milvus milvus), eine streng geschützte Vogelart gemäß Anhang I der 

EU-Vogelschutzrichtlinie und § 7 Abs. 2 Nr. 13 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). 

Im betroffenen Gebiet wurde der Rotmilan in den vergangenen Jahren regelmäßig 

beim Brüten und bei der Nahrungssuche beobachtet. Es handelt sich um ein etablier-

tes Brut- und Jagdrevier, das durch strukturreiche Offenlandflächen mit angrenzenden 

Waldbereichen – dem bevorzugten Lebensraum dieser windkraftsensiblen Art – ge-

prägt ist. 

Gemäß § 44 BNatSchG ist es verboten, streng geschützte Arten erheblich zu stören, 

ihre Fortpflanzungs- oder Ruhestätten zu zerstören oder ein signifikant erhöhtes Tö-

tungsrisiko zu verursachen. Zahlreiche wissenschaftliche Studien belegen, dass Wind-

energieanlagen für den Rotmilan ein signifikantes Kollisionsrisiko darstellen. Dieses 

kann durch moderne Abschalttechniken (z. B. kameragestützte Detektionssysteme) in 

bestimmten Fällen reduziert werden. Solche Systeme sind jedoch bisher nicht flächen-

deckend etabliert, technisch komplex und in ihrer Wirksamkeit stark standortabhängig. 

Sie ersetzen keine artenschutzfachlich gebotene Standortvermeidung, insbesondere 

bei regelmäßig genutzten Brutrevieren (Anlage 5).  

Deutschland trägt eine besondere Verantwortung für den Erhalt des Rotmilans, da 

über die Hälfte des weltweiten Brutbestands hier vorkommt. Dies unterstreicht die 

hohe Bedeutung einer besonders sorgfältigen Prüfung im Rahmen der Planung, unter 

Berücksichtigung aller naturschutz- und artenschutzrechtlichen Vorgaben. 

Die Gemeinde Pinzberg fordert die Streichung der Vorrangflächen Nr. 4319 und 

4320, vor dem Hintergrund der Nähe zu Natura-2000-Gebieten, der naturschutz-

rechtlichen Vorschriften sowie der belegten Nutzung durch den Rotmilan.  
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2. Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 

Die Gemeinde Pinzberg weist darauf hin, dass das betroffene Gebiet gemäß der vor-

liegenden landschaftsplanerischen Bewertung eine hohe bis sehr hohe Empfindlich-

keit gegenüber visuellen Eingriffen aufweist. Die vorgesehene Errichtung großmaß-

stäblicher Windenergieanlagen steht in deutlichem Widerspruch zum charakteristi-

schen Erscheinungsbild der Region. 

Die Landschaft im betroffenen Bereich ist geprägt durch eine kleinteilige, historisch 

gewachsene Kulturlandschaft, bestehend aus offenen Wiesenflächen, landwirtschaft-

lich genutzten Feldern und dörflichen Strukturen. Dieser Landschaftstyp stellt ein prä-

gendes Element des regionalen Identitäts- und Erholungsraums dar. 

Besonders kritisch ist die Beeinträchtigung des Waldgebiets, das nicht nur als land-

schaftsbildprägendes Element, sondern auch als ökologisch wertvoller Naturraum gilt. 

Die Errichtung von Windenergieanlagen würde zu einer nachhaltigen Zerstörung des 

Waldbestandes, zu massiven Eingriffen in die Topografie und zu einer visuell dominie-

renden Wirkung über große Entfernungen hinweg führen. 

Die geplante Nutzung steht somit in direktem Widerspruch zu den Grundsätzen des 

Landschaftsschutzes und zur Zielsetzung eines behutsamen Umgangs mit landschaft-

licher Eigenart, wie sie auch in den Leitlinien der Raumordnung und Landschaftspla-

nung verankert sind. 

Die Gemeinde Pinzberg fordert daher, das hohe landschaftsästhetische Poten-

zial des betroffenen Gebiets in der weiteren Planung zu berücksichtigen und von 

einer Ausweisung des Windvorranggebiets Abstand zu nehmen.  
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IV. Denkmalpflege und Kulturlandschaft  

Im Datenblatt des Regionalen Planungsverbandes wird bereits auf Seite 395 ausge-

führt, dass das Vorranggebiet nur knapp 5 km vom besonders landschaftsprägenden 

Bodendenkmal D-4-6232-0100 „Walberla“ (Ehrenbürg) entfernt liegt. Dieses Denkmal 

hat nicht nur eine landschaftsprägende, sondern auch eine kulturell herausragende 

Bedeutung für die Region.  

Je nach Positionierung der Windenergieanlagen besteht die Gefahr, dass Sichtachsen 

aus südwestlicher wie nordöstlicher Richtung massiv beeinträchtigt werden. 

Deshalb lehnt die Gemeinde Pinzberg die Ausweisung der Windvorrangflächen Nr. 

4319 und 4320 auch unter dem Gesichtspunkt der Denkmalpflege und der Kulturland-

schaft entschieden ab. 

Das Walberla, ein Teil des Zeugenbergs Ehrenbürg, ist ein weithin bekanntes Kultur-

denkmal und sowohl als Bau- als auch als Bodendenkmal eingestuft. Es gehört zu den 

herausragenden landschaftsprägenden Elementen des Naturparks Fränkische 

Schweiz und ist aufgrund seiner exponierten Lage von weiten Teilen Nordbayerns aus 

sichtbar. 

Von seiner Hochlage bietet sich ein eindrucksvoller Panoramablick auf die umliegende 

Kulturlandschaft, insbesondere auf die landwirtschaftlich geprägten Flächen zwischen 

Erlangen und Forchheim. Das Walberla zählt zu den besonders markanten Denkma-

len, die durch ihre hohe Sichtbarkeit im Landschaftsraum, ihren Symbolcharakter für 

die Region und ihre kulturelle Tiefenwirkung beeindrucken. 

Die geplanten Windenergieanlagen auf den Flächen Nr. 4319 und 4320 würden durch 

ihre Höhenlage und Dimensionierung den freien Blick auf das Walberla massiv beein-

trächtigen – sowohl aus der Umgebung heraus als auch vom Walberla selbst in Rich-

tung Westen und Süden. Diese Veränderungen hätten eine erhebliche visuelle Wir-

kung auf das Landschaftsbild und stellen eine nicht hinnehmbare Beeinträchtigung der 

landschaftlichen Eigenart dieses geschützten Raums dar. 

Das Walberla ist in sämtlichen touristischen, kulturellen und regionalen Darstellungen 

– von Reiseführern bis zu Internetportalen – das zentrale Identifikationsmerkmal der 

Fränkischen Schweiz. Es ist ein Symbol für die Region und von hohem emotionalen 

und heimatgeschichtlichen Wert – für die Bevölkerung, für Zugezogene und für Touris-

ten gleichermaßen. Der freie Blick auf und vom Walberla bildet einen unverzichtbaren 
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Bestandteil der touristischen Attraktivität der Region. Die landschaftsbildliche Zerstö-

rung durch Windkraftanlagen würde hier zu einem irreversiblen Verlust führen – mit 

möglichen negativen wirtschaftlichen Auswirkungen auf die Tourismusbranche der ge-

samten Region. 

Darüber hinaus ist das Walberla Teil des Naturschutzgebiets „Ehrenbürg“, das per Ver-

ordnung unter Schutz gestellt wurde. Gemäß der Schutzgebietsverordnung ist Ziel un-

ter anderem, die herausragende landschaftliche Schönheit und Eigenart des Zeugen-

berges zu erhalten. Eine deutliche Beeinträchtigung der Blickbeziehungen durch Wind-

kraftanlagen wäre mit diesen Schutzzielen nicht vereinbar und würde einen Verstoß 

gegen die geltende Naturschutzverordnung darstellen. 

Auch der denkmalpflegerische Aspekt ist zu betonen: Der Schutz von Bau- und Bo-

dendenkmälern hat in behördlichen und gerichtlichen Entscheidungen zunehmend an 

Bedeutung gewonnen. Die Sichtbeziehungen zu Denkmälern sind regelmäßig Be-

standteil der fachlichen und juristischen Bewertung. In diesem Zusammenhang ist an-

zumerken, dass es sich bei der Umgebung der Gemeinde Pinzberg nicht um eine of-

fene, großräumig einsehbare Landschaft handelt, sondern vielmehr um einen in sich 

geschlossenen Höhenraum, dessen landschaftliches Gleichgewicht durch großtechni-

sche Eingriffe empfindlich gestört würde. 

 

Die Gemeinde fordert daher mit Nachdruck, die Auswirkungen auf das Kultur-

denkmal Walberla sowie die Sichtachsen und das Landschaftsbild im Rahmen 

der weiteren Planung umfassend zu prüfen, zu bewerten und durch eine Rück-

nahme der Flächenausweisung zu vermeiden.  
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V. Systemische Überlegungen zur Flächenkulisse 

Die Gemeinde Pinzberg weist darauf hin, dass die im Rahmen des Wind-an-Land-

Gesetzes angestrebte Flächenzielvorgabe von 1,8 % der Landesfläche bis 2032 auf 

veralteten technologischen Annahmen basiert. Die Flächenberechnungen wurden ur-

sprünglich unter Berücksichtigung älterer Windkraftanlagen mit geringerer Nennleis-

tung (z. B. 3–5 MW) erstellt. Derzeit werden jedoch überwiegend moderne Anlagen mit 

einer Nennleistung von 7 MW und mehr geplant und errichtet. Rechnet man diese tech-

nologische Entwicklung in die Flächenzielberechnung ein, ergibt sich ein deutlich ge-

ringerer Flächenbedarf von nur noch ca. 1,1 % der Landesfläche in Bayern, um diesel-

ben energiepolitischen Ziele zu erreichen. 

Darüber hinaus zeigt die Analyse des Bayernplans 2040 der Forschungsstelle für 

Energiewirtschaft (FfE München), dass für den Landkreis Forchheim ein Bedarf von 

lediglich etwa 70 MW Windkraftleistung besteht, um zur Klimaneutralität in Bayern bis 

2040 beizutragen. Dies entspricht in etwa zehn modernen Windenergieanlagen. Eine 

darüberhinausgehende Ausweisung zusätzlicher Vorrangflächen widerspricht daher 

der Systemlogik einer bedarfsgerechten und netztechnisch integrierbaren Planung 

(https://bayernplan-energie.ffe.de/szenario-eplan). 

Eine übermäßige Ausweisung von Flächen führt zu einer technischen Überlastung des 

Stromnetzes, erschwert die Netzstabilität und gefährdet die Wirtschaftlichkeit der ein-

zelnen Projekte. Bereits heute sind im laufenden Verfahren deutlich mehr Flächen im 

Gebiet des Regionalen Planungsverbandes gemeldet (ca. 2,09 %) als nach dem Wind-

flächenziel erforderlich wären. Vor diesem Hintergrund sollte die Ausweisung neuer 

Vorranggebiete auf solche Gemeinden konzentriert werden, die selbst eine konkrete 

Projektentwicklung aktiv vorantreiben bzw. auf Flächen, die in Summe geeigneter für 

eine Windkraftnutzung erscheinen.  

Die Gemeinde Pinzberg eignet sich nicht als Entwicklungsstandort für Windkraftnut-

zung. Vielmehr handelt es sich um einen sogenannten C-Standort mit begrenzter 

Windhöffigkeit, erheblichen naturräumlichen Restriktionen und fehlender Erschlie-

ßungsinfrastruktur. Die Windverhältnisse in den Flächen Nr. 4319 und 4320 liegen im 

landesweiten Vergleich deutlich unter dem Durchschnitt, was die Wirtschaftlichkeit ei-

nes Windparkprojekts zusätzlich erheblich in Frage stellt. 
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Eine Ausweisung an dieser Stelle wäre daher weder wirtschaftlich vertretbar noch 

energiepolitisch zielführend. Vorrangig sollten „sogenannte“ A-Standorte mit hoher 

Windhöffigkeit, gegebener Netzanschlussnähe und kommunaler Unterstützung be-

rücksichtigt werden. 

Zudem befindet sich die Rechtslage derzeit im Wandel: Mit dem geplanten Auslaufen 

der EEG-Förderung für Neuanlagen in ihrer derzeitigen Form sowie möglichen Um-

stellungen im Förder- und Ausschreibungsverfahren ab 2027 – im Zuge europäischer 

und bundesweiter energiepolitischer Entwicklungen – herrscht erhebliche Unsicherheit 

über die künftigen Rahmenbedingungen. Davon betroffen sind insbesondere Fragen 

der finanziellen Förderung, der Ausschreibungssystematik sowie der technischen In-

tegration von Windenergieanlagen in das übergeordnete Energiesystem. 

 

Die Gemeinde Pinzberg fordert, die genannten systemischen, wirtschaftlichen 

und rechtlichen Aspekte im weiteren Verfahren zu berücksichtigen.  

Die vorgeschlagenen Flächen Nr. 4319 und 4320 sind nicht geeignet, da sie nicht 

zur wirtschaftlichen Zielerreichung beitragen, den Energiebedarf im Landkreis 

Forchheim übersteigen, infrastrukturell ungeeignet sind, sowie negative Auswir-

kungen auf Landschaft, Natur und kommunale Entwicklung mit sich bringen. 
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VI. Gesellschaftlicher Zusammenhalt und Energieautarkie der Gemeinde  

Die Gemeinde Pinzberg hat sich frühzeitig und aktiv mit den Zielen der Energiewende 

auseinandergesetzt und dabei substanzielle Beiträge geleistet. Im Marktstammdaten-

register der Bundesnetzagentur ist dokumentiert, dass in Pinzberg bereits heute knapp 

7 MW installierte Leistung aus Photovoltaikanlagen sowie 800 kW aus Biomasseanla-

gen erzeugt werden. Damit gehört die Gemeinde zu den drei führenden Kommunen 

im Landkreis Forchheim im Bereich dezentraler erneuerbarer Energieerzeugung. Auch 

im direkten Umfeld – insbesondere in den benachbarten Gemeinden – belegt der Be-

reich Solarenergie den Spitzenplatz im Landkreisvergleich. 

Pinzberg verfügt mit der Elektra Pinzberg über eine eigene örtliche Stromversorgungs-

einrichtung, die aktiv zur Energieautarkie beiträgt. Darüber hinaus unterstützt die Ge-

meinde private Investitionen in erneuerbare Energien und verfolgt einen ausgewoge-

nen Energiemix, der auf Nachhaltigkeit, Bürgernähe und langfristige Tragfähigkeit aus-

gerichtet ist. 

Vor diesem Hintergrund weist die Gemeinde mit Nachdruck daraufhin, dass die zu-

sätzliche Ausweisung von Windvorrangflächen auf dem Gemeindegebiet weder erfor-

derlich noch verhältnismäßig ist. Die kommunale Energiebilanz belegt bereits heute 

eine überdurchschnittliche regenerative Eigenerzeugung. Die Gemeinde Pinzberg er-

zeugt aktuell 274% des eigenen Strombedarfs - also fast dreimal so viel wie sie selbst 

benötigt.  

Zudem bestehen innerhalb der Bürgerschaft erhebliche Vorbehalte gegen die geplan-

ten Windvorrangflächen, insbesondere in Bezug auf die Flächen Nr. 4319 und 4320. 

Eine Unterschriftenaktion wurde innerhalb kürzester Zeit mit großer Beteiligung durch-

geführt – ein deutliches Zeichen des gesellschaftlichen Widerstands. Über 40% der 

Einwohner des Ortsteiles Pinzberg, haben sich innerhalb der kurzen Zeit bereits aus-

drücklich per Unterschrift gegen die beiden Vorranggebiete ausgesprochen.  

Es ist auch der Aspekt zu beachten, dass manche Bürgerinnen und Bürger aus Sorge 

vor gesellschaftlichen Spannungen oder Stigmatisierung öffentlich nicht gegen die Pla-

nung auftreten, aber intern vermutlich klar ablehnend eingestellt sind. Dies birgt das 

Risiko einer langfristigen sozialen Spaltung innerhalb der Gemeinde. 

Eine besondere Betroffenheit ergibt sich durch die Lage des Modellflugplatzes des 

FSV Erlangen-Nürnberg innerhalb des geplanten Vorranggebiets für 
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Windkraftanlagen. Der Betrieb großtechnischer Anlagen würde den Vereinsflugbetrieb 

faktisch unmöglich machen. 

Der 1964 gegründete Verein zählt mit rund 160 Mitgliedern zu den größten Modellflug-

vereinen Bayerns. Neben dem sportlichen Aspekt leistet der Verein wertvolle Jugend-

arbeit und technische Nachwuchsförderung – viele ehemalige Mitglieder sind heute in 

der Luftfahrt tätig. 

Das derzeit genutzte, rund 16.000 m² große Gelände ist unverzichtbar für einen siche-

ren Flugbetrieb. Ein alternatives Gelände in Marloffstein ist aufgrund seiner Lage und 

Größe nicht als alleiniger Standort geeignet. 

Die Ausweisung des Vorranggebiets gefährdet die Existenz des Vereins – mit negati-

ven Folgen für den regionalen Luftsport, die Jugendförderung und das ehrenamtliche 

Engagement im technischen Bildungsbereich. 

 

Die Gemeinde Pinzberg fordert vor diesem Hintergrund, die Flächen Nr. 4319 und 

4320 nicht als Vorranggebiete für Windenergie auszuweisen. Eine Umsetzung 

gegen den erklärten Willen der Bevölkerung und ohne tatsächlichen energiepo-

litischen Bedarf ist weder demokratisch legitimiert noch gesellschaftlich tragfä-

hig. Die Gemeinde steht zur Energiewende und hat frühzeitig und umfangreich 

dazu beigetragen – jedoch auf Grundlage lokaler Gegebenheiten, der Einbin-

dung der Bevölkerung und unter Wahrung des gesellschaftlichen Friedens. 
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VII. Fazit und Forderung 

Die Vielzahl, der in den vorangegangenen Punkten aufgezeigten Argumente und 

Sachverhalte bekräftigen aus Sicht der Gemeinde Pinzberg die klare Ablehnung der 

geplanten Vorrangflächen im Entwurf des Regionalplans Oberfranken West. 

Ein besonderes Anliegen ist es zudem zu betonen, dass sich die Gemeinde Pinzberg 

– gemeinsam mit ihren Bürgerinnen und Bürgern – dem Thema der erneuerbaren 

Energien seit vielen Jahren konstruktiv, verantwortungsbewusst und erfolgreich ge-

stellt hat. Zahlreiche realisierte Projekte, insbesondere im Bereich Photovoltaik und 

Biomasse, belegen eindrucksvoll das aktive Engagement der Gemeinde für die Ener-

giewende. 

Gleichwohl bestehen im Hinblick auf die Nutzung von Windenergie an den konkret 

vorgesehenen Standorten Lappberg mit den Vorrangflächen Nr. 4319 und 4320 un-

überwindbare standortspezifische, gesellschaftliche und naturräumliche Bedenken. 

Die topographische Lage, die Nähe zu Schutzgebieten, die fehlende Erschließbarkeit 

sowie erhebliche Konflikte mit bestehenden Nutzungen – etwa durch den Modellflug-

platz – führen zu einer deutlichen Überlastung der örtlichen Strukturen. 

Darüber hinaus ist die gesellschaftliche Akzeptanz in der Bevölkerung nicht gegeben. 

Die Gemeinde ist überzeugt, dass eine Ausweisung der genannten Flächen zu tief-

greifenden Spannungen innerhalb der Bürgerschaft führen und das gesellschaftliche 

Zusammenleben vor Ort langfristig belasten würde. Diese besondere lokale Ausgangs-

lage muss im Rahmen der Gesamtverantwortung des Regionalen Planungsverbands 

für eine nachhaltige, ausgewogene und integrierte Regionalentwicklung berücksichtigt 

werden. 

Die Gemeinde hat bereits heute einen überdurchschnittlichen Beitrag zur Energie-

wende geleistet und steht weiteren Maßnahmen offen gegenüber – aber nur dort, wo 

diese ökologisch verantwortbar, wirtschaftlich sinnvoll und gesellschaftlich tragfähig 

sind. Für die geplante Vorrangfläche am Lappberg treffen diese Kriterien nicht zu. 

Die Gemeinde Pinzberg sieht in der geplanten Ausweisung des Windvorranggebiets 

eine erhebliche Beeinträchtigung ihrer städtebaulichen Entwicklungsmöglichkeiten. 

Insbesondere die Nähe des Vorranggebiets zu bestehenden und potenziellen Bauflä-

chen führt zu ernstzunehmenden Konflikten mit gesetzlichen Abstandsregelungen, im-

missionsschutzrechtlichen Vorgaben –hinsichtlich des Lärms und des Schattenwurfes 
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– sowie zu negativen städtebaulichen Auswirkungen auf das Ortsbild und die Wohn- 

und Lebensqualität im Gemeindegebiet. 

Zudem ist auf die aktuelle bundespolitische Entwicklung hinzuweisen: Die bisherigen 

Planungsgrundlagen wurden maßgeblich unter der Verantwortung einer abgewählten 

Bundesregierung erarbeitet. Der aktuelle Koalitionsvertrag der Bundesregierung sieht 

zwar die Fortsetzung des Ausbaus der Windenergie vor, jedoch ist vereinbart, dass die 

Flächenziele für das Jahr 2032 im Rahmen einer Evaluation überprüft werden. Nach 

Aussagen der Bundesministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, 

Katharina Reiche, soll dabei insbesondere das Referenzertragsmodell einer Prüfung 

unterzogen werden – unter Berücksichtigung von Kosten-Nutzen-Aspekten sowie der 

Wirtschaftlichkeit von sogenannten „Schwachwind-Standorten“. Das Vorranggebiet Nr. 

4319 und 4320 wäre von einer solchen Neubewertung voraussichtlich betroffen. 

Vor diesem Hintergrund ist es aus Sicht der Gemeinde Pinzberg nur folgerichtig und 

sachlich geboten, die Ausweisung der Vorrangflächen zu unterlassen. Die vorhande-

nen Flächenpotenziale in windhöffigeren Regionen und mit höherer Akzeptanz sollten 

vorrangig genutzt werden. 

Letztlich haben sich bereits im laufenden Verfahren mehrere Träger öffentlicher Be-

lange deutlich kritisch zu den beiden Vorranggebieten geäußert, was bereits in den 

Ausführungen in den Datenblättern vor allem im Bereich Landschafts- und Denkmal-

schutz deutlich wird.  

Die Gemeinde Pinzberg spricht sich daher gegen die Ausweisung der Vorrang-

flächen Nr. 4319 und 4320 am Lappberg aus. Sie appelliert an die Mitglieder des 

Regionalen Planungsverbands, eine faire, vorausschauende und nachhaltige 

Entscheidung zu treffen – im Sinne des regionalen Ausgleichs, der wirtschaftli-

chen Vernunft und der gewachsenen kommunalen Zusammenarbeit. 
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Anlage 3: Flächennutzungsplan  
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